
(BDL). Bestimmte krankheits-
bedingte Aufwendungen können 
auch neben dem Körperbehinder-
tenpauschbetrag bei der Einkom-
mensteuererklärung als außerge-
wöhnliche Belastungen anerkannt 
werden. 

Der Pauschbetrag für behinder-
te Menschen deckt die Aufwen-
dungen für die Hilfe bei den ge-
wöhnlichen und regelmäßig wie-
derkehrenden Verrichtungen des 
täglichen Lebens ab. Darunter fal-
len insbesondere die Notfallbereit-
schaft eines ambulanten Pflege-
dienstes, die Krankenpflege, die 
Zubereitung und das Servieren 
von Mahlzeiten, der Wäscheser-
vice und die Reinigung der Woh-
nung. 

 
Wird die zumutbare 

Eigenbelastung 
überstiegen? 

An Stelle des Pauschbetrages (§ 
33b EStG) kann der Steuerpflich-
tige die tatsächlichen und nachge-
wiesenen Ausgaben (§ 33 EStG) 
ansetzen, wenn diese nach Abzug 
aller Erstattungen höher ausfallen 
und dabei die sogenannte zumut-
bare Eigenbelastung überstiegen 
wird. 

Zusätzlich zum Pauschbetrag 
kann er alle weiteren um Erstat-
tungen reduzierte Krankheitskos-
ten als außergewöhnliche Belas-
tung erklären. Dabei sind aller-
dings folgende Nachweisvoraus-
setzungen zu beachten: 

1. Auf der Grundlage der vor 
Behandlungsbeginn ausgestellten 
Verordnung eines Arztes oder 
Heilpraktikers werden Zuzahlun-
gen zum Krankenhausaufenthalt, 
zum Zahnersatz, zu Brillen und 
Kontaktlinsen, Hörgeräten, ortho-
pädischen Einlagen und Schuhen 
sowie die Fahrtkosten mit dem 
eigenen Pkw mit 0,30 Euro je Ki-
lometer anerkannt. 

 
Gutachten vor 

Behandlungsbeginn 
2. Wenn vor Beginn der Heil-

maßnahme oder vor dem Erwerb 

von medizinischen Heilmitteln 
ein Gutachten des Amtsarztes oder 
des medizinischen Dienstes der 
Krankenkasse ausgestellt wurde, 
werden anerkannt: Bade- oder 
Heilkuren; psychotherapeutische 
Behandlungen; Betreuung durch 
eine Begleitperson; wissenschaft-
lich nicht anerkannte Heilmetho-
den; Hilfsmittel, die als Gegen-
stände des täglichen Lebens auch 
von Gesunden benutzt werden (et-
wa Betten, Dusch- und Badewan-
nen, Toilettensitze).  

Mit Bescheinigung des behan-
delnden Krankenhausarztes wer-
den Besuchsfahrten anerkannt, die 
wesentlich zur Heilung beitragen. 
Liegt ein Bescheid der Kranken-
kasse, der Renten- oder Pflegever-
sicherung vor, wonach ein Zu-
schuss gewährt wird, sind beim 
Umbau oder Neubau eines Hauses 
auch behinderungsbedingte Bau-
maßnahmen begünstigt. Auch das 
Gutachten des medizinischen 
Dienstes der Krankenkasse reicht 
aus; hierzu zählen unter anderem 
der Einbau eines Treppenliftes 
(BFH v. 6.2.2014 VI R 61/12), 
eines behindertengerechten Bade-
zimmers und einer Küche, Ver-
breiterung von 

Türen, Beseitigung von Tür-
schwellen, Einbau von Rollstuhl-
rampen.. Auch die Ausgaben für 
den behindertengerechten Umbau 
eines Pkws sind als außergewöhn-
liche Belastung zu berücksichti-
gen.  

Zusätzlich können geh- und 
stehbehinderte Menschen private 
Fahrten gemäß spezieller Berech-
nungsgrundsätze erklären. Alle um 
die Erstattungen reduzierten Aus-
gaben werden als außergewöhnli-
che Belastung anerkannt, soweit 
sie die gesetzlich festgelegte und 
dem Steuerpflichtigen zumutbare 
Belastung übersteigen (§ 33 Abs. 3 
EStG). 

Auf diese Eigenbeteiligung ent-
fallen vorrangig Arbeitskosten ein-
schließlich der Umsatzsteuer von 
Pflegeleistungen und Baumaßnah-
men, die im Haushalt des behin-
derten Menschen erbracht werden 
und nach § 35 a EStG als haus-

haltsnahe Dienst- und Handwer-
kerleistungen begünstigt sind. Re-
gelmäßig werden dann 20 Prozent 
dieser Kosten direkt von der tarifli-
chen ESt abgezogen. Strittig ist, ob 
die Eigenbeteiligung verfassungs-
konform ist. Die Steuerbescheide 
sind in diesem Punkt nur vorläu-
fig, der Steuerpflichtige muss 
nichts unternehmen. 

 
Belege über 

Krankheitsausgaben 
sammeln 

Der Bundesverband der Lohn-
steuerhilfevereine (BDL) emp-
fiehlt: Der Steuerpflichtige sollte 
alle Belege über Krankheitsausga-
ben des laufenden Jahres sammeln. 
Alle Fahrten mit dem eigenen Pkw 
zum Arzt, zur Apotheke, zum 
Krankenhaus sollte er in einer Auf-
stellung notieren, die den Tag, den 
Arzt, die Apotheke, das Kranken-
haus und die jeweils gefahrenen 
Kilometer ausweist. Werkstatt-
rechnungen belegen die insgesamt 
gefahrenen Kilometer im Jahr. 

Unterschreitet das zu versteu-
ernde Einkommen ohne oder mit 
einem Teil der behinderungsbe-
dingten Baumaßnahmen im eige-
nen Haushalt oder am eigenen 
Pkw den Grundfreibetrag von 
8.472 Euro bei Ledigen und 
16.944 Euro bei Verheirateten, 
können keine Steuern gespart wer-
den. In diesem Falle sollte der 
Steuerpflichtige beantragen, die 
betroffenen Ausgaben auf zwei bis 
fünf Jahre gleichmäßig zu vertei-
len. Er sollte sich dabei auf den Be-
schluss des BFH vom 11.9.2014 
(VI R 68/13) berufen.

Zusätzliche anerkannte 
außergewöhnliche Belastung
Unter Umständen sind auch Krankheitskosten absetzbar

(red). Die Sozietät Blanke & 
Klee in Marburg ist aufgrund 
ihrer langjährigen, qualitativ 
fundierten Berufserfahrung ein 
kompetenter Partner für Steuer-
fragen jeglicher Art.  

Die beiden Steuerberater Ul-
rich Blanke und Michael Klee 
konzentrieren sich bei ihrer Tä-
tigkeit auf die Wahrung und 
Durchsetzung der Ansprüche 
und Interessen ihrer Mandanten. 

Ihr Leistungsspektrum um-
fasst Tätigkeiten für Privatperso-
nen sowie Unternehmen und 
richtet sich nach deren individu-
ellen Bedürfnissen mit dem Ziel 
der Senkung der Steuerlast. 

Die Tätigkeitsfelder eines 
Steuerberaters sind so komplex, 
dass an dieser Stelle nur ein 
Überblick gegeben werden kann:  

-  Steuererklärungen 
-  Schenkungs-/  
   Erbschaftssteuer 
-  Existenzgründungen 

-  Unternehmensnachfolge  
-  Jahresabschlüsse für Unter- 
   ehmen aller Rechtsformen 
- Finanz- und Lohnbuch- 
   haltungen 
- Unternehmensberatung 
- Finanzierungsberatung 

Darüber hinaus beraten die bei-
den Kanzlei-Inhaber mit ihrem 
engagierten Team gerne in allen 
privaten und geschäftlichen Be-
langen, die durch wirtschaftliche 
Veränderungen und unter 
steuerlichen Aspekten Einfluss 
auf die Mandanten persönlich 
oder auf deren Unternehmen ha-
ben können. 

Durch monatlich erscheinen-
de Rundschreiben mit aktuellen 
Informationen aus dem Steuer-, 
Wirtschafts-, Arbeits- und So-
zialrecht werden die Mandanten 
von „Blanke & Klee“ regelmäßig 
und somit rechtzeitig über 
Neuerungen und Änderungen 
informiert.

Kompetente Partner für  
Steuerfragen jeglicher Art
Leistungen der Sozietät Blanke & Klee

–Anzeige –

(BDL). Abgabetermin für die 
Einkommensteuererklärung ist 
der 31. Mai eines Jahres. Da die-
ser Tag 2015 auf einen Sonntag 
fiel, musste die Einkommen-
steuererklärung für 2014 spätes-
tens am Montag, 1. Juni 2015, 
beim jeweiligen Wohnsitzfinanz-
amt vorliegen. 

 
Vorsicht bei 

Pflichtveranlagungen 
Arbeitnehmer sind nicht regel-

mäßig verpflichtet, eine Einkom-
menssteuererklärung abzugeben, 
doch Vorsicht: In bestimmten 
Fällen gilt dieser Abgabetermin 
auch für sie, nämlich dann, wenn 
sie verpflichtet sind eine Einkom-
mensteuererklärung abzugeben 
(so genannte Pflichtveranla-
gungsfälle), zum Beispiel:  

- Sie haben positive Einkünfte 
aus der Vermietung einer Woh-
nung oder ausländische Kapital-
einkünfte von mehr als 410 Euro 
bezogen.  

- Die erhaltenen Lohnersatz-
leistungen wie Eltern-, Kurz-
arbeiter-, Arbeitslosen- oder 
Krankengeld übersteigen 410 
Euro. 

- Bei einem der zusammenver-
anlagten Ehegatten oder Lebens-
partner ist die Steuerklasse V, VI 

oder IV Faktor angewandt wor-
den. 

- Arbeitnehmer haben ihr Fi-
nanzamt veranlasst, einen Freibe-
trag in die Lohnsteuerabzugs-
merkmale aufzunehmen (wie et-
wa für Werbungskosten, Verluste 
aus Vermietung und Verpach-
tung). 

Ein Körperbehindertenpausch-

betrag als Freibetrag führt nicht 
zur Pflichtveranlagung. 

Bestehen keine Pflichtveranla-
gungsfälle, die eine Einkommen-
steuererklärung rechtfertigen 
oder fordern, so können aber im-
merhin zu viel bezahlte Lohn-
steuer zurückerstattet werden, in-
dem trotzdem eine Steuererklä-
rung eingereicht wird (so genann-

te Antragsveranlagung). 
In derartigen Fällen sind die 

Steuerzahler jedoch nicht an den 
Termin 31. Mai gebunden. 

 
Vierjährige Fristen                

für Verjährung 
Vielmehr müssen sie die vier-

jährige Festsetzungsverjährungs-

frist beachten. Für das Kalender-
jahr 2011 kann die Einkommen-
steuererklärung noch bis Ende 
2015 abgegeben werden. 

Ergänzt werden sollte die Ab-
gabe um den Antrag: „Ich bean-
trage ausdrücklich die Steuerfest-
setzung und die damit verbunde-
ne Ablaufhemmung nach Para-
graf 171 Abs. 3 AO.“ Anderen-
falls besteht nämlich die Gefahr, 
dass die Finanzbehörde die Erklä-
rung nicht bearbeitet und deshalb 
der Steuererstattungsanspruch ab 
2016 untergegangen ist. 

Erich Nöll, Geschäftsführer des 
Bundesverbandes der Lohn-
steuerhilfevereine (BDL): „Lie-
gen die Werbungskosten eines 
Arbeitnehmers über dem Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag von 1.000 
Euro, wurden Kirchensteuer ein-
behalten oder Spenden getätigt 
oder übersteigen die Ausgaben 
für außergewöhnliche Belastun-
gen die zumutbare Eigenbelas-
tung, führt die Abgabe der 
Steuererklärung regelmäßig zu 
einer Steuererstattung. Für Lohn-
steuerhilfevereine gilt auch bei 
den Pflichtveranlagungen der 
Arbeitnehmer eine allgemeine 
Fristverlängerung bis zum 31. 
Dezember 2015. Arbeitnehmer, 
die Mitglied sind, profitieren da-
von.“

Juni-Termin nur für Einkommenssteuererklärung
Wer lediglich zuviel bezahlte Lohnsteuer zurückbekommen möchte, ist nicht an Juni-Termin gebunden

Durchblick im Steuer-Dschungel: Manchmal kann nur ein Fachmann weiter helfen. Foto: Tim Reckmann/pixelio

(NVL). Bestimmte Ausgaben, 
die das gesamte Gebäude betref-
fen, können Eigenheimbesitzer 
anteilig als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben des häuslichen 
Arbeitszimmers geltend machen. 
Das kann auch für die Kosten 
einer umfassenden Badmoderni-
sierung gelten, informiert der 
Neue Verband der Lohnsteuer-
hilfevereine (NVL) aus Berlin. 

 
Aufteilungsmaßstab                 

ist zu beachten 
Dabei kann es sich etwa um 

eine Dacherneuerung, eine Fassa-
denreparatur oder den Einbau 
einer neuen Haustür handeln. 
Aufteilungsmaßstab ist das Ver-
hältnis von Wohnfläche des Hau-
ses zur Fläche des Arbeitszim-
mers. Nimmt das Heimbüro zum 
Beispiel zehn Prozent der Ge-
samtwohnfläche ein, sind auch 
zehn Prozent der Kosten einer 
Fassadenreparatur absetzbar. 

Das Finanzgericht Münster hat 
hierzu entschieden, dass auch 
Aufwendungen für eine umfas-
sende Badmodernisierung Kos-
ten sein können, die das gesamte 
Gebäude betreffen. In diesem 
Fall sind sie anteilig als Arbeits-
zimmerkosten absetzbar (Urteil 
vom 18.03.2015, Az. 11 K 
829/14 E). Im entschiedenen Fall 
hat ein Steuerberater das Bad sei-
nes Eigenheims komplett moder-

nisieren und umbauen lassen.  
Nach Auffassung der Richter 

hat er damit „derart verändernd 
in die Gebäudesubstanz einge-
griffen, dass der Umbau letztlich 
als werterhöhende Modernisie-
rungsmaßnahme im Hinblick auf 
das gesamte Gebäude anzusehen 
ist.“ Dem Argument der Finanz-
verwaltung, die Kosten seien aus-
schließlich dem Bad zuzuordnen 
und damit nicht dem Arbeitszim-
mer, folgten die Richter nicht. 
Unter Einbeziehen der Moderni-
sierungskosten ergaben sich für 
das Arbeitszimmer rund 4.000 
Euro abziehbare Aufwendungen. 
Weil das Arbeitszimmer Mittel-
punkt der beruflichen Tätigkeit 
war, galt im entschiedenen Fall 
nicht die Jahreshöchstgrenze von 
1.250 Euro für das Arbeitszim-
mer.  

Das Gericht ließ eine Revision 
beim Bundesfinanzhof zu. „Un-
abhängig davon, wie das Verfah-
ren weitergeht, sollten Betroffene 
bei größeren Baumaßnahmen am 
Eigenheim daran denken, die an-
teilig auf das häusliche Arbeits-
zimmer entfallenden Aufwen-
dungen geltend zu machen“ 
kommentiert NVL-Geschäfts-
führer Uwe Rauhöft das Urteil. 

Das gelte besonders dann, 
wenn die Arbeiten zu einer Wert-
erhöhung des Gebäudes führen 
und über übliche Schönheitsre-
paraturen hinausgehen.

Badmodernisierung kann 
anteilig absetzbar sein
Bedingung: Werterhöhende Großmaßnahme

Bei größeren Baumaßnahmen können einige der Kosten durchaus als wertstei-
gernde Maßnahmen geltend gemacht werden. Foto: Michael Grabscheit/pixelio


